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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Abwicklung der Bundesstelle für den Warenverkehr der gewerblichen 
Wirtschaft und die Errichtung eines Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft 
(Gesetz über das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Abwicklung der Bundesstelle für den Waren- 
verkehr der gewerblichen Wirtschaft 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Errichtung einer Bun- 
desstelle für den Warenverkehr der gewerb- 
lichen Wirtschaft vom 29. März 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 216) in der Fassung der Ge- 
setze zur Verlängerung der Geltungsdauer 
und zur Änderung von Vorschriften auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft vom 
25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 337), vom 
25. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 69) und 
vom 28. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 265) 
wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 1 wird als § 1 a folgende Vor- 
schrift eingefügt: 
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Die Bundesstelle wird, beginnend mit 
dem 1. Oktober 1954, abgewickelt. Sie 
führt jedoch, spätestens bis zum 30. Juni 
1955, diejenigen sachlichen Aufgaben 
weiter, deren Wahrnehmung durch die 
Bundesstelle nach dem 1. Oktober 1954 
erforderlich bleibt. Der Bundesminister 
für Wirtschaft veranlaßt, daß die Wahr- 
nehmung dieser Aufgaben alsbald auf an- 
dere, hierzu geeignete Behörden, insbe- 
sondere auf das Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft, übergeleitet wird.“ 

2. § 3 Abs. 3 wird gestridien. 


3. In § 9 werden die Worte „30. September 

1954“ durch die Worte „30. Juni 1955“ er- 
setzt. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Errichtung eines Bundesamtes für gewerbliche 
Wirtschaft 

Artikel 2 

(1) Als nachgeordnete Bundesoberbehörde 
im Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft (Bundesminister) wird ein Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft (Bundesamt) 
errichtet. 

(2) Der Präsident des Bundesamtes wird 
vom Bundespräsidenten auf Vorschlag des 
Bundesministers ernannt. 

Artikel 3 

Dem Bundesamt obliegt auf den Gebieten 
der Einfuhr, der Ausfuhr (einschließlich der 
ausfuhrähnlichen Lieferungen von Waren an 
ausländische Staaten und internationale Orga- 
nisationen) und des Interzonenhandels die 
Ausführung von Rechtsvorschriften, insbe- 
sondere über den Waren- und Dienstleistungs- 
verkehr sowie den Zahlungsverkehr mit Ge- 
bieten außerhalb des Bundesgebietes, soweit 
es in diesen Rechtsvorschriften vorgesehen 
und eine zentrale Bearbeitung erforderlich ist. 

A r t i k e 1 4 

Das Bundesamt hat, soweit es zur Durch- 
führung der in Artikel 3 genannten Aufgaben 
erforderlich ist, Zusammenstellungen zu fer- 
tigen. 
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Artikel 5 

(1) Der Bundesminister kann dem Bundes- 
amt auf einzelnen Fachgebieten Sachverstän- 
digen- Ausschüsse zur Beratung beiordnen. 

(2) Die Mitglieder der Sachverständigen- 
Ausschüsse werden nach Anhörung der betei- 
ligten Wirtschaftskreise (Industrie, Hand- 
werk, Handel) und der Gewerkschaften vom 
Bundesminister bestellt und abberufen. 

(3) Die Mitglieder der Sachverständigen- 
Ausschüsse sind ehrenamtlich tätig. Sie erhal- 
ten auf Antrag Reisekosten-Entschädigung 
nach der Reisekostenstufe I b des Gesetzes 
über die Reisekostenvergütung der Beamten 
vom 15. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1067). 

Artikel 6 

(1) Das Bundesamt hat bei Anhören und 
Unterrichtung der Mitglieder der Sachver- 
ständigen-Ausschüsse eine mißbräuchliche Ver- 
wendung von Unterlagen zu verhindern. 

(2) Für die Mitglieder der Sachverstän- 
digen-Ausschüsse gelten die Bestimmungen 
der Verordnung gegen Bestechung und Ge- 
heimnisverrat nichtbeamteter Personen in der 
Fassung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 351). Die Mitglieder der Sachverständigen- 
Ausschüsse werden von dem Bundesminister 
oder einem dafür von ihm bestimmten Ver- 
treter auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten durch Handschlag verpflichtet. 

Artikel 7 

Das Bundesamt ist auskunftberechtigte 
Stelle im Sinne der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht vom 13. Juli 1923 (Reichsge- 
setzbl. I S. 699, 723). Es soll, soweit die An- 
gelegenheit nicht dringlich ist, die Auskunft 
durch die Landeswirtschaftsminister (Sena- 
toren) einfordern. 


DRITTER ABSCHNITT 
Grundsatz für die Tätigkeit des Bundesamtes 
Artikel 8 

Das Bundesamt hat die ihm übertragenen 
Aufgaben gemäß den marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen der Wirtschaftspolitik durchzu- 


führen; es soll insbesondere in laufender An- 
passung an die fortschreitende Entwicklung 
auf dem Außenhandelsgebiet seinen Tätig- 
keitsbereich in dem Maße einschränken, in 
dem die Bundesrepublik die Freiheit des 
Waren-, des Dienstleistungs- und des Zah- 
lungsverkehrs wiederherstellt. 


VIERTER ABSCHNITT 
Übergangsbestimmungen 
A r t i k e 1 9 

Bis zum Inkrafttreten eines deutschen 
Außenwirtschaftsgesetzes wird für die An- 
wendung der für die Einfuhr und Ausfuhr 
von Waren zur Zeit geltenden Vorschriften 
für das Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 
bestimmt: 


1. a) Genehmigungen für die Einfuhr und 
Ausfuhr von Waren sind als allgemeine 
Genehmigungen zu erteilen, soweit es 
die wirtschaftliche, finanzielle und han- 
delspolitische Lage der Bundesrepublik 
rechtfertigt. 

b) Allgemeine Genehmigungen berechtigen 
zur mengenmäßig unbeschränkten Ein- 
fuhr oder Ausfuhr der in ihnen auf- 
geführten Waren. 

c) Allgemeine Genehmigungen für die 
mengenmäßig unbeschränkte Einfuhr 
und Ausfuhr können widerrufen wer- 
den, wenn Umstände der in Nr. 2 und 3 
aufgeführten Art einer Einfuhr oder 
Ausfuhr bestimmter Waren entgegen- 
stehen oder nur eine mengenmäßig be- 
schränkte Einfuhr oder Ausfuhr auf 
Grund einer besonderen Genehmigung 
gestatten. 


2. Umstände im Sinne der Nr. 1 Buchst, c sind 
auf dem Gebiet der Einfuhr insbesondere 

a) die Erhaltung der notwendigen konver- 
tierbaren Währungsreserven, 

b) die Wiederherstellung des Gleichgewichts 
der Zahlungsbilanz mit einem ausländi- 
schen Staat oder anderen Währungs- 
gebiet, 



c) die Abwendung von Maßnahmen, die 
die deutsche Ausfuhr diskriminieren, 

d) 'die Einfuhr von Waren in einem solchen 
Umfange, daß hierdurch eine ernsthafte 
Schädigung wichtiger Belange der deut- 
schen Volkswirtschaft zu erwarten ist. 


3. Umstände im Sinne der Nr. 1 Buchst, c sind 

auf dem Gebiet der Ausfuhr insbesondere 

a) die Wiederherstellung des Gleichgewichts 
der Zahlungsbilanz mit einem auslän- 
dischen Staat oder anderen Währungs- 
gebiet, 

b) die Sicherung der Versorgung der deut- 
schen Wirtschaft, soweit Einfuhren be- 
stimmter Waren, wie Rohstoffe, nicht 
oder nur unter unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten durchgeführt werden 
können, 

c) die Erfüllung zwischenstaatlicher Ver- 
pflichtungen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

Artikel 10 

Dem Bundesamt obliegt über die in Ar- 
tikel 3 genannten Aufgaben hinaus die Durch- 
führung von Verwaltungsaufgaben, die sich 
auf Grund von Rechtsvorschriften zur Sicher- 
stellung der Erfüllung völkerrechtlicher Ver- 
pflichtungen auf dem Gebiet der gewerb- 
lichen Wirtschaft ergeben, soweit diese in den 
Rechtsvorschriften vorgesehen sind und eine 
zentrale Bearbeitung erforderlich ist. 

Artikel 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 12 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1954 in 
Kraft. 
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